
Mündliche StB-Prüfung 2023
20 wichtige Fragen und Antworten zum Insolvenzrecht

Andreas Pinter*

Um sich fokussiert auf die „nicht-steuerlichen“ Themen, die in der mündlichen StB-Prüfung abgefragt 
werden, vorbereiten zu können, ist es zunächst essenziell, mithilfe einer Auswertung der Prüfungs-
protokolle die „Klassiker“ herauszufiltern. Darüber hinaus gilt es Fragen zu antizipieren, die sich  
auf aktuelle Gesetzesänderungen (z. B. zur Corona-Gesetzgebung sowie Energie- und Rohstoffkrise) 
beziehen und damit gleichermaßen höchst prüfungsrelevant sind. Vor diesem Hintergrund haben  
unsere Autoren Fragen-Antworten-Kataloge für Sie erstellt. Bitte beachten Sie, dass der nachfolgende 
Fragen-Antworten-Katalog zum Insolvenzrecht1 den Rechtsstand bei Redaktionsschluss zu dieser  
Ausgabe am 5.12.2022 wiedergibt. Hiernach erfolgte Änderungen müssen Sie daher bis zum Termin 
Ihres Prüfungsgesprächs verfolgen! Alle Fragen-Antworten-Kataloge im Überblick finden Sie am Ende  
dieses Beitrags.

Testen Sie jetzt Ihr Wissen mithilfe des SteuerStud-WissensChecks „Mündliche StB-Prüfung 2023 – Insolvenzrecht“.  
Mehr dazu erfahren Sie am Ende dieses Beitrags.

I.  Neuerungen
1.  Welche Besonderheiten im Hinblick auf die 

Insolvenzantragspflicht ergaben sich aufgrund der 
COVID-19-Pandemie?

Die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach §  15a 
InsO und nach § 42 Abs. 2 BGB war gem. § 1 COVInsAG2 ab 
dem 1.3.2020 bis zum 30.9.2020 bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen (z. B. Insolvenzreife beruht auf Pandemie, 
was allerdings grds. vermutet wurde) ausgesetzt.

Im Anschluss wurde per Gesetz3 geregelt, und zwar ledig-
lich für den Insolvenzgrund der Überschuldung, die Aus-
setzung der Antragspflicht bis zum 31.12.2020 zu verlän-
gern.

Vom 1.1.2021 bis zum 30.4.2021 war nach § 1 Abs. 3 COVInsAG4 
die Insolvenzantragspflicht ausgesetzt für Unternehmen, die 
im Zeitraum vom 1.11.2020 bis zum 28.2.2021 einen Antrag 
auf die Gewährung finanzieller Hilfeleistungen i. R. staatli-
cher Hilfsprogramme gestellt haben, außer wenn offensicht-
lich keine Aussicht auf Erlangung der Hilfeleistung bestand 
bzw. die erlangbare Hilfeleistung für die Beseitigung der 
Insolvenzreife unzureichend war. Diese Aussetzung der In-
solvenzantragspflicht galt sowohl für den Insolvenzantrags-
grund der Zahlungsunfähigkeit als auch den der Überschul-
dung.

Seit 1.5.2021 gilt die Insolvenzantragspflicht wieder in vollem 
Umfang.

2.  Aufgrund der Energie- und Rohstoffkrise besteht für 
Unternehmen wieder ein erhöhtes Insolvenzrisiko. Mit 
welchem Gesetz hat der Gesetzgeber hierauf reagiert?

Insbesondere angesichts stark gestiegener Energie- und 
Rohstoffpreise und den sich daraus ergebenden Auswirkun-
gen auf die Unternehmen gab es Überlegungen, die Rege-
lungen des Insolvenzrechts zu lockern. Vorbild waren dabei 
die Lockerungen, die im Zuge der COVID-19-Pandemie einge-
führt worden waren.

Reagiert wurde durch eine Anpassung der Regelungen  
des bestehenden COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes  
(COVInsAG). Dies geschah durch das „Gesetz zur Abschaffung 
des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-19- 
Insolvenzaussetzungsgesetzes“. Das COVInsAG wurde da-
durch umbenannt in „Gesetz zur vorübergehenden Anpas-
sung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften zur 
Abmilderung von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenz-

 * Dipl.-Kaufmann, ist Rechtsanwalt in München. Darüber hinaus ist er als Dozent zu den Themen Verfahrensrecht, 
Erbschaft- und Schenkungsteuer, Bewertungsrecht, BGB/HGB und Gesellschaftsrecht sowie Insolvenzrecht für 
das Steuerrechts-Institut KNOLL tätig sowie Lehrbeauftragter an der Hochschule für angewandtes Management 
in Ismaning bei München.

 1 Der nachfolgende Beitrag ergänzt den Beitrag aus dem letzten Prüfungsturnus (Pinter, SteuerStud 1/2022 S. 29 
NWB WAAAH-94132). Werden Fragen dabei wiederholt aufgegriffen, handelt es sich um absolute „Klassiker“, 
die für Ihre mündliche StB-Prüfung 2023 unverzichtbar sind!

 2 COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) v. 27.3.2020, BGBl I S. 569.
 3 Gesetz zur Änderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes v. 25.9.2020, BGBl I S. 2016.
 4 Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und des Anfechtungsschutzes für pande-

miebedingte Stundungen sowie zur Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und der zins-
freien Karenzzeit für den Veranlagungszeitraum 2019 v. 15.2.2021, BGBl I S. 237.
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rechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz – SanInsKG)“5, 
um zu verdeutlichen, dass das Gesetz künftig nicht mehr 
ausschließlich Bestimmungen zur Abmilderung der Folgen 
der COVID-19-Pandemie enthalten wird. Das SanInsKG trat 
am 9.11.2022 in Kraft.

3.  Welche Frist ist für die Stellung des Insolvenzantrags 
einzuhalten? Gab es hierbei zuletzt Änderungen?

Die Stellung des Insolvenzantrags muss grds. unverzüglich, 
d. h. ohne schuldhaftes Zögern, erfolgen. Im Hinblick auf die 
Höchstfristen für den Antrag wurde §  15a InsO durch das 
Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenz-
rechts (Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwicklungsge-
setz – SanInsFoG)6 mit Wirkung ab dem 1.1.2021 angepasst. 
In §  15a InsO wurde der Teil „spätestens aber drei Wochen 
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung“ 
gestrichen. Seitdem ist der Antrag spätestens drei Wochen 
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit und sechs Wochen nach 
Eintritt der Überschuldung zu stellen.

Aufgrund der bestehenden Energie- und Rohstoffkrise wur-
de in das ehemalige COVInsAG ( jetzt: SanInsKG7) ein neuer 
§  4a SanInsKG eingefügt. Danach tritt im Zeitraum ab dem 
9.11.2022 bis einschließlich 31.12.2023 an die Stelle des in 
§  15a Abs.  1 Satz  2 InsO genannten Zeitraums von sechs  
Wochen ein Zeitraum von acht Wochen. Die verlängerte 
Höchstfrist betrifft somit nur (!) den Insolvenzgrund der 
Überschuldung.

Die Höchstfristen dürfen allerdings nur ausgeschöpft wer-
den, wenn die Möglichkeit einer Sanierung gegeben ist. Kom-
men von Anfang an Sanierungsmaßnahmen nicht in Be-
tracht, ist der Antrag unverzüglich zu stellen.

4.  Wann liegt der Insolvenzgrund der Überschuldung vor 
und welche weiteren Änderungen gab es dabei zuletzt 
bzgl. des Prognosezeitraums?

Die Überschuldung nach § 19 InsO ist ein zusätzlicher Insol-
venzgrund (u. a.) bei juristischen Personen und liegt vor, wenn 
die Passiva die Aktiva überwiegen (Erkennungsmerkmal: 
Posten „Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ auf 
der Aktivseite der Bilanz, s. §  268 Abs.  3 HGB). Wichtig ist  
dabei allerdings, zwischen der (bloßen) bilanziellen Über-
schuldung und der insolvenzrechtlichen Überschuldung zu 
unterscheiden:
► Während sich die bilanzielle Überschuldung bereits da-

durch ergibt, dass die Verbindlichkeiten das Eigenkapital 
übersteigen,

► kann eine nach §  19 InsO relevante Überschuldung nur 
aufgrund einer Sonderbilanz (Überschuldungsstatus bzw. 
Überschuldungsbilanz) festgestellt werden.

Für diese Sonderbilanz gelten andere Bewertungsgrundsätze  
als für den Jahresabschluss gem. §§  252 ff. HGB. Zudem  
gilt der modifiziert zweistufige Überschuldungsbegriff. Über-
schuldung liegt danach vor, wenn das Vermögen des Schuld-
ners die bestehenden Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es 
sei denn, die Fortführung des Unternehmens ist nach den 
Umständen überwiegend wahrscheinlich. Damit kann es 
auch bei einem negativen Vermögenssaldo an einer Über-

schuldung i. S. von § 19 InsO fehlen, wenn die Fortführungs-
prognose positiv ist. Für diesen Zeitraum muss die Fortfüh-
rung des Unternehmens somit gesichert sein.

Die Vorschrift wurde in diesem Zusammenhang zunächst durch 
das SanInsFoG8 angepasst, um die Fortführungsprognose zu 
konkretisieren. In § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO wurden nach dem Wort 
„Unternehmens“ die Wörter „in den nächsten zwölf Monaten“ 
eingefügt. Dies ist kürzer als der bis dahin betrachtete Zeitraum, 
in welchem für die Prognose im Allgemeinen das aktuelle und 
das kommende Wirtschaftsjahr betrachtet wurde.

Da vor dem Hintergrund der Energie- und Rohstoffkrise auch 
ein Prognosezeitraum von zwölf Monaten problematisch 
sein kann, wurde nunmehr durch das SanInsKG geregelt, dass 
bis einschließlich 31.12.2023 in Abweichung von § 19 Abs. 2 
Satz 1 InsO der Prognosezeitraum von zwölf Monaten auf vier 
Monate verkürzt wird (§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SanInsKG).

5.  Was gilt, wenn die Überschuldung eines Unternehmens 
nicht auf höhere Energiepreise zurückzuführen ist? Sind 
die Erleichterungen des SanInsKG dennoch anwendbar?

Anders als bei den pandemiebedingten Aussetzungen und 
Beschränkungen der Insolvenzantragspflicht ist nicht Vor-
aussetzung, dass die wirtschaftlichen Schwierigkeiten auf 
die derzeitigen wirtschaftlichen Besonderheiten, etwa ge-
stiegene Energie- oder Rohstoffpreise, zurückzuführen sind. 
Die Erleichterungen gelten für alle Unternehmen, die im Fall 
der Überschuldung insolvenzantragspflichtig sind.

6.  Welche zusätzlichen Anpassungen gab es bei Prognose- 
bzw. Planungszeiträumen vor dem Hintergrund der 
Energie- und Rohstoffkrise?

Für den Zugang zu einer Eigenverwaltung (§§  270 ff. InsO) 
oder einem Restrukturierungsverfahren (§§ 29 ff. StaRUG) ist 
jeweils eine Finanzplanung zu erstellen und einzureichen. Für 
diese Finanzplanungen war ein Planungszeitraum von sechs 
Monaten zugrunde zu legen. Durch das SanInsKG verkürzt 
sich der Planungszeitraum beim Finanzplan zur Eigenverwal-
tung (§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SanInsKG; s. hierzu auch Frage 11) 
sowie beim für eine Stabilisierungsanordnung erforderlichen 
Finanzplan (§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SanInsKG; s. hierzu auch 
Frage 12) bis zum 31.12.2023 von sechs auf vier Monate.

7.  Welcher Prognosezeitraum ist für die Prüfung der 
drohenden Zahlungsunfähigkeit zugrunde zu legen?  
Gab es hier Änderungen?

Ein Schuldner kann die Insolvenzeröffnung auch wegen (bloß) 
drohender Zahlungsunfähigkeit beantragen (§  18 InsO). Dro-

 5 Gesetz zur vorübergehenden Anpassung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften zur Abmilderung 
von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenzrechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz – SanInsKG), gefasst 
unter Art. 9 des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-19-Insolvenz-
aussetzungsgesetzes v. 31.10.2022, BGBl I S. 1966.

 6 Art. 5 (Änderung der InsO) des Gesetzes zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- 
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG) v. 22.12.2020, BGBl I S. 3256.

 7 Gesetz zur vorübergehenden Anpassung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften zur Abmilderung 
von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenzrechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz – SanInsKG), gefasst 
unter Art. 9 des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-19-Insolvenz-
aussetzungsgesetzes v. 31.10.2022, BGBl I S. 1966.

 8 Art. 5 (Änderung der InsO) des Gesetzes zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- 
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG) v. 22.12.2020, BGBl I S. 3256.
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hende Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Schuldner 
voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, im Zeitpunkt 
der Fälligkeit die bestehenden Zahlungspflichten zu erfül-
len. Mit Wirkung ab 1.1.2021 wurde durch das SanInsFoG9 
der Prognosezeitraum konkretisiert. § 18 Abs. 2 InsO wurde 
durch einen Satz  2 ergänzt, wonach nun in aller Regel ein 
Prognosezeitraum von 24 Monaten zugrunde zu legen ist. Bei 
diesem Prognosezeitraum gab es keine Anpassungen durch 
das SanInsKG10!

8.  Was waren die Gründe für die verschiedenen Änderungen 
bei Prognose- bzw. Planungszeiträumen?

Die derzeitigen Verhältnisse und Entwicklungen auf den 
Energie- und Rohstoffmärkten stellen nicht nur eine finan-
zielle Belastung für Unternehmen dar, sondern erschweren 
auch deren vorausschauende Planung. Das gilt damit auch 
für die Planungen, die das Insolvenzrecht den Geschäftslei-
tern durch die Insolvenzantragspflicht wegen Überschuldung 
(§ 15a Abs. 1 Satz 1 Alternative 2 InsO) auferlegt. In einem 
solchen Fall besteht eine Insolvenzantragspflicht, wenn die 
Fortführung des Unternehmens über einen Zeitraum von 
zwölf Monaten nicht mehr überwiegend wahrscheinlich ist 
(§ 19 Abs. 2 Satz 1 InsO). Eine Prognose über einen Zeitraum 
von zwölf Monaten ist jedoch angesichts der derzeit beste-
henden Unsicherheiten nur schwer möglich. Ein gewissen-
hafter Geschäftsleiter müsste damit, um haftungs- und straf-
rechtliche Risiken zu vermeiden, womöglich sicherheitshalber 
einen Insolvenzantrag stellen. Damit könnten Unternehmen 
allein wegen dieser allgemeinen Unsicherheiten in ein Insol-
venzverfahren gezwungen werden, obwohl der Bestand des 
Unternehmens unter normalen Umständen nicht gefährdet 
wäre. Deshalb wurde der Prognosezeitraum i. R. der Fortfüh-
rungsprognose auf vier Monate verkürzt (s. bereits Frage 4).

Dieselben Überlegungen gelten für Planungen i. R. von Sa-
nierungen (Eigenverwaltung gem. §§  270 ff. InsO und Re-
strukturierungsverfahren gem. §§  29 ff. StaRUG); auch für 
diese Planungen wurde der Planungszeitraum daher auf vier  
Monate verkürzt (s. bereits Frage 6).

9.  Was besagt die Regelung des § 15b InsO?
§ 15b InsO trifft Regelungen zu Zahlungsverboten im Fall der 
Insolvenzreife von haftungsbeschränkten Rechtsträgern. Nach 
§ 15b Abs. 1 InsO darf der Geschäftsführer einer Gesellschaft 
nach der Insolvenzreife grds. keine Zahlungen aus dem Ge-
sellschaftsvermögen mehr leisten. Ausnahmen bestehen je-
doch für Zahlungen, die mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar sind, was in 
den folgenden Absätzen konkretisiert wird. Gemäß §  15b 
Abs. 4 Satz 1 InsO haben die gem. § 15a InsO antragspflichti-
gen Personen i. R. der Innenhaftung (also gegenüber der Ge-
sellschaft) die Zahlungen zu erstatten, die nach Eintritt der 
Insolvenzreife vorgenommen wurden.

Die bislang in den gesellschaftsrechtlichen Gesetzen ver-
streuten Regelungen zu den Zahlungsverboten (§ 64 GmbHG, 
§ 92 Abs. 2 AktG, § 130a Abs. 1, auch i. V. mit § 177 Satz 1 
HGB, § 99 GenG) wurden durch das SanInsFoG11 mit dem neu 
geschaffenen § 15b InsO in die InsO integriert und zu einer 

rechtsformneutralen Vorschrift zusammengefasst. Die Rege-
lungen sind wesentlich detaillierter als in den bisherigen Vor-
schriften und schaffen dadurch eine größere Rechtssicherheit 
für Geschäftsleiter.

10.  Welche interessanten Urteile zum Insolvenzrecht gab es 
im Jahr 2022?12

► BGH-Urteil zu schleppendem Zahlungsverhalten und Vor-
satzanfechtung13:
Über das Vermögen einer GmbH wurde ein Insolvenz-
verfahren eröffnet. Die GmbH stand vor der Eröffnung in 
einer dauerhaften Geschäftsbeziehung zu einer Spediti-
on. Der Insolvenzverwalter verlangte von der Spedition 
zahlreiche Zahlungen zurück und berief sich dabei auf 
die Vorsatzanfechtung. Die Spedition habe zwar nicht die  
finanzielle Situation der GmbH gekannt, aber das schlechte 
Zahlungsverhalten der GmbH ihr gegenüber. Der Insol-
venzverwalter trug vor, dass die Zahlungen mit Gläubiger-
benachteiligungsvorsatz des Schuldners erbracht wurden 
und der Betreiber der Spedition den Gläubigerbenachteili-
gungsvorsatz des Schuldners aufgrund der schleppenden 
Zahlungsweise auch gekannt habe. 
Der BGH wies die Klage des Insolvenzverwalters allerdings 
ab. Die einmal eingetretene Zahlungseinstellung wirke 
nach der höchstrichterlichen Rspr. zwar grds. auch fort, bis 
der Schuldner seine Zahlungen im Allgemeinen wieder auf-
nimmt. Diese Ausnahme der zwischenzeitlichen allgemei-
nen Zahlungsaufnahme (also gegenüber allen Gläubigern) 
habe der Anfechtungsgegner darzulegen und zu beweisen. 
Dies wird ihm allerdings kaum gelingen. Daher schränkte 
der BGH die sog. Fortdauervermutung jedenfalls für die 
Fälle ein, in denen der Anfechtungsgegner nur das Zah-
lungsverhalten des Schuldners ihm selbst gegenüber 
kennt. Dem Insolvenzverwalter obliegt dann eine sekun-
däre Darlegungslast. Zudem reicht das schleppende Zah-
lungsverhalten gegenüber dem Anfechtungsgegner allein 
nicht aus, eine Zahlungseinstellung anzunehmen und 
eine Vorsatzanfechtung zu begründen. Die Entscheidung 
schränkt daher die Vorsatzanfechtung weiter ein und 
schließt somit an das BGH-Urteil v. 6.5.202114 an.

► BGH-Urteil zur Kenntnis des Gläubigerbenachteiligungsvor-
satzes und Vorsatzanfechtung15:
Eine weitere Entscheidung zur Einschränkung der Vor-
satzanfechtung erging im Hinblick auf Zahlungen für eine 
Konzernabschlussprüfung. 

 9 Art. 5 (Änderung der InsO) des Gesetzes zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- 
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG) v. 22.12.2020, BGBl I S. 3256.

 10 Gesetz zur vorübergehenden Anpassung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften zur Abmilderung 
von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenzrechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz – SanInsKG), gefasst 
unter Art. 9 des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-19-Insolvenz-
aussetzungsgesetzes v. 31.10.2022, BGBl I S. 1966.

 11 Art. 5 (Änderung der InsO) des Gesetzes zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- 
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG) v. 22.12.2020, BGBl I S. 3256.

 12 Lesen Sie darüber hinaus den RechtsprechungsRadar von Uhländer, SteuerStud 7/2022 S. 438 NWB RAAAI-61375.
 13 BGH, Urteil v. 10.2.2022 - IX ZR 148/19 NWB LAAAI-05571.
 14 BGH, Urteil v. 6.5.2021 - IX ZR 72/20 NWB PAAAH-82628, s. auch Pinter, SteuerStud 1/2022 S.  29  

NWB WAAAH-94132.
 15 BGH, Urteil v. 23.6.2022 - IX ZR 75/21 NWB NAAAJ-18841.
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Wenn ein Gläubiger Zahlungen auf der Grundlage eines 
schlüssigen Sanierungskonzepts erhält, genügt es nach 
dem BGH zur Widerlegung der Vermutung der Kenntnis 
des Gläubigerbenachteiligungsvorsatzes, wenn der An-
fechtungsgegner konkrete Umstände darlegt und beweist, 
die auf eine Unkenntnis des Gläubigerbenachteiligungs-
vorsatzes aufgrund des Sanierungsversuchs schließen 
lassen. Der Anfechtungsgegner darf grds. auf schlüssige 
Angaben des Schuldners oder dessen Sanierungsberaters 
zum Sanierungskonzept vertrauen.

► BFH-Urteil zur Wirksamkeit von Steuerbescheiden, die nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens ergehen16:
Mit dieser Entscheidung löste der BFH eine seit langem 
offene und kontrovers diskutierte Frage. Ein Insolvenzver-
walter reichte für den Schuldner und dessen Ehefrau eine 
Einkommensteuererklärung beim FA ein. Dieses setzte die 
Einkommensteuer erklärungsgemäß i. H. von rd. 29.000 € 
fest. Unter Berücksichtigung einbehaltener Lohnsteuer 
und Kapitalertragsteuer ergab sich ein Erstattungsbe-
trag von rd. 2.500 €. Dagegen wandte sich der Kläger und 
machte geltend, das FA dürfe nach Eröffnung des Insol-
venzverfahrens keine (förmlichen) Bescheide mehr erlas-
sen. Hintergrund war die Rspr., dass Steuerbescheide nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht mehr ergehen 
dürfen, wenn darin Insolvenzforderungen (hier: Einkom-
mensteuer von rd. 29.000 €) festgesetzt werden. Vielmehr 
muss das FA Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis 
zur Tabelle anmelden. 
Nach der Entscheidung des BFH können allerdings Steuer-
bescheide, mit denen – wie hier mit der Einkommensteu-
er – eine positive Steuer festgesetzt wird, ausnahmsweise 
auch nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens wirksam 
ergehen, wenn sich unter Berücksichtigung von Anrech-
nungsbeträgen insgesamt ein Erstattungsbetrag ergibt 
und auch keine Besteuerungsgrundlagen festgestellt 
werden, welche die Höhe von Steuerforderungen be-
einflussen, die zur Tabelle anzumelden sind. Damit darf 
der Insolvenzverwalter in einem solchen Fall für den In-
solvenzschuldner für Zeiträume vor Insolvenzeröffnung 
Steuererklärungen abgeben und Steuer erstattungen zur 
Masse ziehen. Hierdurch kann durch Steuererstattungs-
ansprüche des Insolvenzschuldners die Insolvenzmasse 
erhöht werden.

► BGH-Urteil zum insolvenzrechtlichen Rang von Honorarfor-
derungen eines Abschlussprüfers17:
Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hatte Leistungen 
gegenüber einer Kapitalgesellschaft teils vor und teils 
nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens erbracht. Fraglich 
war damit die Abgrenzung von Masseforderung und Insol-
venzforderung. 
Der BGH entschied, dass in einem solchen Fall ein Gläu-
biger mit dem der vorinsolvenzlichen Leistung entspre-
chenden Teil seines Anspruchs auf die Gegenleistung In-
solvenzgläubiger und i. Ü. Massegläubiger ist, wenn sich 
die vor und nach Eröffnung erbrachten Leistungen objek-
tiv bewerten und voneinander abgrenzen lassen. Das gilt 
auch für den Vergütungsanspruch des Abschlussprüfers, der 

seine Prüfungstätigkeit vor der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens begonnen, aber erst danach abgeschlossen hat.

► BGH-Urteil zu Erstattungsansprüchen nach der Fluggast-
rechte-VO im Insolvenzverfahren18: 
Die Kläger buchten und bezahlten 2018 beim beklagten 
Luftfahrtunternehmen Hin- und Rückflug von Frankfurt 
am Main nach Kapstadt. Die Flüge sollten 2020 stattfin-
den. Im Dezember 2019 wurde das Insolvenzverfahren 
über das Vermögen der Beklagten in Eigenverwaltung 
eröffnet. Die Beklagte setzte den Flugbetrieb zwar fort, 
die gebuchten Flüge wurden jedoch wegen der Corona-
Pandemie von der Beklagten annulliert. Nachdem ein 
Insolvenzplan zustande gekommen war, wurde das Insol-
venzverfahren im November 2020 aufgehoben. Nunmehr 
verlangten die Kläger die Flugkosten zurück. 
Die Klage wurde allerdings abgewiesen, denn der Beför-
derungsanspruch wandelt sich nicht nach § 45 InsO mit 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens automatisch in einen 
Zahlungsanspruch um, sondern erst mit der Feststellung 
zur Tabelle. Die Kläger haben ihre Beförderungsansprüche 
jedoch nicht in Geld umgerechnet und zur Tabelle ange-
meldet. Sie sind damit nicht zu Geldforderungen gewor-
den, sondern Beförderungsansprüche geblieben. Von der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
der Beklagten an waren die Beförderungsansprüche der 
Kläger nicht mehr durchsetzbar. Die Annullierung betraf 
somit nicht mehr durchsetzbare Beförderungsansprüche. 
Einen Anspruch auf Erfüllung der Beförderungsansprüche 
aus der Masse hatten die Kläger nicht. Es handelte sich 
um Insolvenzforderungen, die nur nach den Vorschriften 
über das Insolvenzverfahren verfolgt werden konnten  
(§ 87 InsO). Die Fortsetzung des Flugbetriebs änderte 
daran nichts; die Insolvenzforderungen wurden nicht zu 
Masseforderungen, nur weil die Annullierung nach Insol-
venzeröffnung erfolgte. Handlungen eines Insolvenzver-
walters, die allein die Nichterfüllung vor der Eröffnung ge-
schlossener, nicht aus der Masse zu erfüllender Verträge 
betreffen, begründen keine Masseverbindlichkeit.

II.  Allgemeine Fragen zum Insolvenzrecht
11.  Was versteht man unter einer 

„Eigenverwaltungsplanung“?
Im Rahmen einer Eigenverwaltung hat anstelle eines Insol-
venzverwalters der Schuldner selbst Verwaltungs- und Verfü-
gungsbefugnisse (s. §§ 281 ff. InsO), die durch einen Sachwal-
ter (§ 274 InsO) lediglich beaufsichtigt werden. Hierfür muss 
allerdings sichergestellt sein, dass das Eigenverwaltungsver-
fahren durch den Schuldner rechtzeitig und gewissenhaft 
vorbereitet wurde. Eine Anordnung der Eigenverwaltung 
setzt daher nach § 270a InsO voraus, dass ein entsprechen-
der Antrag vom Schuldner gestellt wird und dem Antrag be-
reits eine „Eigenverwaltungsplanung“ beigefügt ist.

 16 BFH, Urteil v. 5.4.2022 - IX R 27/18 NWB HAAAJ-19598.
 17 BGH, Urteil v. 28.4.2022 - IX ZR 69/21 NWB QAAAJ-15765.
 18 BGH, Urteil v. 5.5.2022 - IX ZR 140/21 NWB XAAAJ-16940.
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Aus der „Eigenverwaltungsplanung“ soll ersichtlich sein, wie 
die Fortführung des Unternehmens für die ersten sechs Mo-
nate nach der Antragstellung gesichert werden und wie das 
erstellte Sanierungskonzept aussehen soll. Die „Eigenverwal-
tungsplanung“ umfasst daher gem. § 270a Abs. 1 InsO einen 
Finanzplan für sechs Monate (bis 31.12.2023 nunmehr vier 
Monate – SanInsKG19; s. Frage 6), ein Konzept für die Durch-
führung des Insolvenzverfahrens, eine Darstellung des Ver-
handlungsstands u. a. mit den Gläubigern, einen Nachweis 
der insolvenzrechtlichen Kompetenz des Schuldners sowie 
einen Verfahrenskostenvergleich zwischen Eigenverwaltung 
und Regelinsolvenz.

12.  Was versteht man unter einer „Stabilisierungsanordnung“?
Die „Stabilisierungsanordnung“ gem. §§ 49 ff. StaRUG stellt 
ein wichtiges Instrument bei der Restrukturierung von Un-
ternehmen dar. Das Ziel eines solchen Moratoriums besteht 
darin, dem Schuldner die Gelegenheit zu geben, gemeinsam 
mit Gläubigern oder anderen Stakeholdern einen sanierungs-
fähigen Restrukturierungsplan zu erarbeiten, wenn realisti-
sche Aussichten auf den Erfolg des Sanierungsvorhabens 
bestehen.

Im Rahmen der Restrukturierung kann das Restrukturie-
rungsgericht auf Antrag des Unternehmens zur Erreichung 
der angestrebten Sanierung eine „Stabilisierungsanord-
nung“ erlassen. Diese führt nach §  49 Abs.  1 StaRUG dazu, 
dass die Vollstreckung in das schuldnerische Vermögen (Voll-
streckungssperre) und die Verwertung von Sicherheiten (Ver-
wertungssperre) temporär bis zur Planbestätigung gesperrt 
wird. Dem Antrag muss gem. § 50 StaRUG der Entwurf eines 
Restrukturierungsplans oder ein Restrukturierungskonzept 
sowie eine Finanzplanung für sechs Monate (bis 31.12.2023 
nunmehr vier Monate – SanInsKG20; s. Frage 6) beigefügt wer-
den. Gemäß § 53 Abs. 1 StaRUG kann die Stabilisierungsan-
ordnung für eine Dauer von bis zu drei Monaten ergehen.

13.  Wie lange dauert ein „Restschuldbefreiungsverfahren“?
Nach § 287 Abs. 2 InsO dauert das „Restschuldbefreiungsver-
fahren“ mittlerweile nur noch drei Jahre (zuvor: sechs Jahre). 
Das dreijährige „Restschuldbefreiungsverfahren“ gilt pande-
miebedingt rückwirkend bereits für alle ab dem 1.10.2020 
beantragten Insolvenzverfahren. Für Insolvenzverfahren, die 
im Zeitraum vom 17.12.2019 bis einschließlich 30.9.2020 
beantragt wurden, wird das sechsjährige Verfahren monats-
weise verkürzt (s. Art. 103k des Einführungsgesetzes zur In-
solvenzordnung21).

14.  Kann auch ein GmbH-Gesellschafter oder ein 
Aktionär einer AG zur Stellung eines Insolvenzantrags 
verpflichtet sein?

Bei einer GmbH ohne Geschäftsführer besteht gem. §  15a 
Abs. 3 InsO eine Antragspflicht der Gesellschafter, außer die 
Gesellschafter haben keine Kenntnis vom Vorliegen der In-
solvenzvoraussetzungen bzw. von der Führungslosigkeit der 
Gesellschaft. Bei einer führungslosen AG (Fehlen eines Vor-
stands) besteht unter denselben Voraussetzungen eine An-

tragspflicht jedes Mitglieds des Aufsichtsrats. Die Aktionäre 
hingegen trifft keine Antragspflicht.

15.  Eine GmbH (Stammkapital: 25.000 €) hat im ersten 
Jahr ihres Bestehens einen Verlust von 100.000 € 
erwirtschaftet. Treffen den Steuerberater vor diesem 
Hintergrund bestimmte Pflichten?

Der mit der Erstellung eines Jahresabschlusses für eine GmbH 
beauftragte Steuerberater hat zum einen eine Prüfungs-
pflicht, ob etwas der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
entgegenstehen könnte, und zum anderen eine Hinweis-
pflicht auf einen möglichen Insolvenzgrund. Diese Pflichten 
sind in § 102 StaRUG geregelt. In dieser Vorschrift wurde die 
bisherige BGH-Rspr. zu Prüfungs- und Hinweispflichten von 
Steuerberatern im Hinblick auf das Vorliegen von Insolvenz-
gründen normiert.

Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, verei-
digte Buchprüfer und Rechtsanwälte haben bei der Erstellung 
eines Jahresabschlusses einen Mandanten auf das Vorliegen 
eines möglichen Insolvenzgrunds nach den §§  17–19 InsO 
und auf die sich daran anknüpfenden Pflichten hinzuweisen, 
wenn entsprechende Anhaltspunkte offenkundig sind und 
sie annehmen müssen, dass dem Mandanten die mögliche 
Insolvenzreife nicht bewusst ist.

16.  Kann das Finanzamt einen Insolvenzantrag stellen?
Antragsberechtigt sind nach § 13 Abs. 1 Satz 2 InsO die Gläu-
biger (Fremdantrag) und der Schuldner (Eigenantrag). Ist das 
FA Gläubiger, kann es somit einen Insolvenzantrag stellen. Bei 
vollstreckbaren Rückständen ist die Finanzbehörde i. R. pflicht-
gemäßer Ermessensausübung sogar gehalten, bei Vorliegen 
eines Insolvenzgrunds einen Insolvenzantrag zu stellen.

17.  Hat es für einen GmbH-Geschäftsführer nach der InsO 
strafrechtliche Folgen, wenn er eine Insolvenz verspätet 
anmeldet?

Wer einen Insolvenzantrag nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
richtig stellt, macht sich bei Vorsatz gem. § 15a Abs. 4 InsO 
strafbar. Bei Fahrlässigkeit besteht eine Strafbarkeit gem. 
§ 15a Abs. 5 InsO.

18.  Haftet der GmbH-Geschäftsführer zivilrechtlich 
gegenüber den Gläubigern der Gesellschaft, wenn er 
eine Insolvenz verspätet anmeldet?

Hier kommt eine persönliche Haftung auf Schadensersatz 
durch den GmbH-Geschäftsführer in Betracht. Eine solche 
kann sich bspw. in den folgenden Fällen ergeben:

 19 Gesetz zur vorübergehenden Anpassung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften zur Abmilderung 
von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenzrechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz – SanInsKG), gefasst 
unter Art. 9 des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-19-Insolvenz-
aussetzungsgesetzes v. 31.10.2022, BGBl I S. 1966.

 20 Gesetz zur vorübergehenden Anpassung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften zur Abmilderung 
von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenzrechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz – SanInsKG), gefasst 
unter Art. 9 des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-19-Insolvenz-
aussetzungsgesetzes v. 31.10.2022, BGBl I S. 1966.

 21 Art. 3 (Änderung des Einführungsgesetzes zur InsO) des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbe-
freiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht (RestSchBÄndG) v. 22.12.2020, BGBl I S. 3328.
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► Eine verspätete oder unterlassene Antragstellung kann 
zu einer zivilrechtlichen Haftung wegen Insolvenzver-
schleppung führen (§ 823 Abs. 2 BGB i. V. mit § 15a InsO). 
Die Haftung setzt einen Insolvenzverschleppungsschaden 
voraus: Zu ersetzen ist zum einen der Quotenschaden 
der Altgläubiger, welcher vom Insolvenzverwalter als Ge-
samtschaden geltend zu machen ist (§ 92 InsO), und zum 
anderen der Individualschaden der Neugläubiger. Neu-
gläubiger sind diejenigen, deren Forderungen erst nach 
dem Zeitpunkt der unterlassenen Antragstellung entste-
hen.

► Bei einer vorsätzlichen sittenwidrigen Insolvenzverschlep-
pung ist auch eine persönliche Haftung des GmbH-Ge-
schäftsführers aus § 826 BGB denkbar.

► In Betracht kommt ferner eine Haftung des Geschäftsfüh-
rers wegen Verletzung der Pflicht zur Abführung der Ar-
beitnehmeranteile an die Sozialversicherung (§ 823 Abs. 2 
BGB i. V. mit § 266a Abs. 1 StGB).

19.  Kann ein GmbH-Geschäftsführer vom Finanzamt 
persönlich zur Zahlung einer offenen Umsatzsteuerschuld 
der GmbH in Anspruch genommen werden, wenn eine 
Vollstreckung der Schuld bei der GmbH aufgrund von 
Insolvenz aussichtslos wäre?

Unter den Voraussetzungen des § 69 AO ist eine persönliche 
Haftung durch den GmbH-Geschäftsführer möglich. Hier-
für müsste eine schuldhafte Pflichtverletzung des GmbH- 
Geschäftsführers vorliegen (Nichtzahlung der Umsatzsteuer-
schuld der GmbH bei Fälligkeit, s. § 34 Abs. 1 Satz 2 AO), die 
zur Nichterfüllung der Umsatzsteuerschuld der GmbH  
geführt hat.

20.  Welche Wirkungen treten mit der Eröffnung des 
„Regelinsolvenzverfahrens“ ein?

Mit der Eröffnung des „Regelinsolvenzverfahrens“ treten di-
verse rechtliche Wirkungen ein. Die wichtigsten Wirkungen 
sind:
► Verlust des Verwaltungs- und Verfügungsrechts an dem 

zur Insolvenzmasse gehörigen Schuldnervermögen (z.  B. 
auch Wegfall kommender steuerlicher Erklärungs-, An-
meldungs- und Zahlungspflichten des Schuldners oder 
seines gesetzlichen Vertreters, vgl. § 34 AO, § 69 AO) und 
damit Unwirksamkeit später getroffener Verfügungen des 
Schuldners;

► Verwaltungs- und Besitzübernahmepflicht für den Insol-
venzverwalter;

► Entscheidungsrecht des Insolvenzverwalters über die Ab-
wicklung von laufenden Verträgen und die Aufnahme von 
Prozessen.

WISSENSCHECK

Testen Sie jetzt Ihr Wissen mithilfe des SteuerStud  
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